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Bad Wildungen – Der Protest
der Hohlweg-Anlieger hat zur
GründungeinerWildungerBür-
gerinitiativegeführt,diesichfür
dieAbschaffungderStraßenaus-
baubeiträge einsetzt. Den Wil-
dunger Listen zur Kommunal-
wahlhatdieWLZ-RedaktionFra-
genzumThemagestellt.

1.Soll sich die neue Stadtver-
ordnetenversammlung mit
demThemabeschäftigen?

2.WelcheLösungbevorzugen
die antretenden Parteien und
Wählergruppen: Beibehaltung
der Straßenbeiträge, Bildung
von Abrechnungsgebieten mit
jährlich wiederkehrenden
Straßenbeiträgen oder Finan-
zierung des städtischen Stra-
ßenbaus über eine erhöhte
Grundsteuer bei Abschaffung
derStraßenbeiträge?

3.Gibt es eigene Ideen für ei-
neandereRegelung?

Ergebnis: Freie Wähler, Grü-
ne, FDP und AfD treten grund-
sätzlich für die Abschaffung der
Straßenausbaubeiträge ein, al-
lerdings mit unterschiedlichen
SichtweisenaufdieGegenfinan-
zierung.DieCDUplädiertfürdie
geltende Straßenbeitragssat-
zung. Die Linke will eine geän-
derte Straßenbeitragssatzung
gezielt dazu nutzen, mehr
Wohnraum auf bereits bebau-
tenFlächenzuschaffen.DieSPD
stellt dieprekäre Finanzlageder
StadtindenVordergrund.
Einig sind sich alle in einem

Punkt:DasThemakommtinder
nächsten Wahlperiode ab April
auf die Tische der Stadtverord-
neten. Hier die zusammenge-
fassten Antworten der Wahllis-
ten:

◾ Steuerhoch:ungerecht
Die CDU hält laut Spitzenkandi-
dat Marc Vaupel die geltende
Wildunger Straßenbeitragssat-
zung für „zum jetzigen Zeit-
punktnachvollziehbar,dadieje-
nigen stärker beteiligt werden,
die unmittelbar vom Ausbau
profitieren.“ Sie äußert Ver-
ständnis für die Anlieger, wägt
aber die finanzielle Lage der
Stadt ab gegen eine erhebliche
finanzielle Belastung durch Bei-
träge von Anliegern „im Einzel-
fall“. Eine Abschaffung der Bei-
träge bei höherer Grundsteuer
bewertetdieUnionals„nichtge-
recht“, weil Kliniken von dieser
Steuerbefreit seien.Wollteman
die 600.000 Euro Anliegeranteil
am Hohlweg auf einen Schlag
durcherhöhteGrundsteueraus-
gleichen, müsste diese um 65
Prozentpunkte steigen. Einehö-
here Grundsteuer würde unbe-
teiligte Eigentümer belasten,
die keinendirektenVorteil vom
Ausbau hätten, kritisiert die
CDU. Sie setzt vielmehr darauf,
beitragspflichtige Anlieger ei-
nes Projekts frühzeitig und
transparent einzubinden, mit
Hilfe ihrer Lokalkenntnisse die
Planungen besser an den tat-
sächlichen Bedarf anzupassen
undsodieKostenzusenken.Die
Union räumt ein, dass die Rege-
lungen regelmäßig überprüft
werden sollten auf einen fairen
Ausgleich zwischen den Sorgen
der Bürger und der finanziellen
Tragfähigkeit der Stadt bezüg-
lichdesStraßenbaus.

◾ Ball liegtbeimBund
Die SPD erinnert daran, dass
sich 2020 im Stadtparlament

keine Mehrheit für die Abschaf-
fung der Straßenausbaubeiträ-
ge fand.MitBlickaufdieStadtfi-
nanzen habe nicht nur der Mut
gefehlt. „Wirwerden uns sicher
in der kommenden Periode er-
neutmit demThemabefassen“,
erwartet Spitzenkandidat Axel
Finger. Aber: Die Handlungs-
spielräume seien begrenzt. Der
SPD sei sehr bewusst, „dass bei
vielen, die die Altbauten am
Hohlweg bewohnen, die Ein-
kommen und Renten nicht im
gleichen Maße mitgewachsen
sind, wie sich Straßenbauleis-
tungen verteuert haben.“ Gera-
de bei den dortigen Grund-
stücksgrößen könnten soziale
Härtenentstehen.Zugleichneh-
men die Sozialdemokraten die
VerwaltunginSchutz:DerHohl-
wegsteheseit2018inderFinanz-
planung der Stadt. Das sei im
Grundebekanntgewesen.„Prei-
sekanndieVerwaltungnunmal
erst nach der Ausschreibung
nennen“, unterstreichen die So-
zialdemokraten. Sie könnten
sichjedeEntlastungfürdenBür-
ger vorstellen, doch „ob wir sie
uns leisten können, hängt auch
von den Strukturreformen ab,
die uns die Bundespolitik ver-
sprochenhat.“

◾ Lastbesserverteilen
Die Freien Wähler sind, wie in
der Vergangenheit, für die Ab-
schaffung der Straßenausbau-
beiträge und dafür, das Thema
in der neuen Wahlperiode er-
neut zu beraten. Viele Bürgerin-

nen und Bürger empfänden die
einmaligen Beiträge als große
und oft schwer planbare Belas-
tung, unterstreicht Spitzenkan-
didat Horst Reis. Aus Sicht der
FreienWählersolltenKostenfür
die kommunale Infrastruktur
auf mehrere Schultern verteilt
werden. Als mögliche Alternati-
ve sehendie FreienWähler eine
Finanzierungübereinemoderat
angepasste Grundsteuer als
denkbaren und für alle tragba-
renWeg. Gleichzeitigmüsse ge-
prüft werden, welche Modelle
fürBadWildungenlangfristigfi-
nanzierbar und gerecht sind.
Die Fraktion betont, dass eine
Lösung gefunden werden müs-
se, die sowohl die Leistungsfä-
higkeit der Stadt berücksichtige
als auch die Bürgerinnen und
Bürgernichtüberfordere.

◾ Straßendienenallen
Die Grünen schlagen als Alter-
native zu abgeschafften Stra-
ßenausbaubeiträgen eine er-
höhteGrundsteuer vor. Spitzen-
kandidat Klaus Stützle betont:
„Straßen sind nicht nur für die
direkten Anlieger da, sondern
auch für Besucher, Lieferver-
kehr, Rettungsdienste, Hand-
werkerundvielemehr.“Dasgel-
te erst recht für die Fälle, in de-
nen Kanalsanierung den Stra-
ßenausbau auslöse. Denn eine
intakte, moderne Kanalisation
diene als Ganzes der gesamten
Stadt.Umaberdurcheinehöhe-
reGrundsteuernichtdiejenigen
zu benachteiligen, die gerade

erst Straßenbeiträge entrichtet
haben, sprechen sich die Grü-
nen für Übergangsregeln aus.
BetreffendeHaushaltesollenfür
eine gewisse Zeit ganz oder teil-
weise von der Erhöhung der
Grundsteuer ausgenommen
sein.AuchwiederkehrendeStra-
ßenbeiträge,welchedieLast auf
alle Eigentümer in einem Stadt-
viertel oder einem Stadtteil ver-
teilen, wären eine Möglichkeit.
Der größte Nachteil dabei: ho-
her Bürokratieaufwand. Dafür
wären Kliniken als Zahler mit
im Boot und Mieter würden
nicht direkt belastet, wie durch
die umlagefähige Grundsteuer.
Fazit der Grünen: Eine Abschaf-
fung der 22 Jahre alten Straßen-
beitragssatzung sei zu beraten
und anderweitige Finanzierun-
gen seien vorab durchzurech-
nen.

◾ Bürokratieentfällt
DieFDPplädiert fürdenWegfall
der Straßenausbaubeiträge und
betrachtet eine höhere Grund-
steuer als einzige realistischeAl-
ternative der Finanzierung an-
gesichts der vielen anderen
kommunalen Aufgaben. Sie
müssten ebenfalls erfüllt und
bezahltwerden, betont Spitzen-
kandidat Manuel Luxenburger
und verweist auf einen großen
Investitionsstau in der Stadt.
Den Straßenbau durch höhere
Grundsteuernzutragen,hataus
SichtderLiberalenmehrereVor-
teile: Bürgerinnen und Bürger
müssten nicht mehr befürch-
ten, plötzlichmit hohen einma-
ligen Beiträgen konfrontiert zu
werden. Gleichzeitig hätte die
Stadt verlässliche und planbare
Einnahmen,mit denen sie lang-
fristig investieren kann. Im Ge-
genzug entfalle der bürokrati-
sche Aufwand für die Erhebung
der Straßenbeiträge. Mit dersel-
ben Argumentation lehnt die
FDP wiederkehrende Straßen-
beiträge ab: Zu bürokratisch, zu
aufwendig. Die Grundsteuer be-
treffe alleMenschen in BadWil-
dungen gleichermaßen, unab-
hängigdavon,obsiealsEigentü-
merGrundstückeaneinerpriva-
ten, an einer Landes-,
Kreisstraße oder einer anderen
öffentlichenStraßebesäßen.

◾ SparenimHaushalt
Die AfD bezeichnet Straßenaus-
baubeiträge als „einUnding“. Es

sei nicht vermittelbar, dass An-
wohner plötzlich Rechnungen
über mehrere zehntausend Eu-
ro erhalten, nur weil sie an der
„falschen“ Straße wohnten.
„Nurweil etwas jahrelang so ge-
macht wurde, heißt das noch
lange nicht, dass es auch der
richtigeWegist“,meintSpitzen-
kandidat JustinBell. Bei Straßen
handele es sich um öffentliche
Infrastruktur, die von der Allge-
meinheit finanziert werden
müsse,undnichtüberdasfinan-
zielle Risiko für einzelne Anlie-
ger. Doch eine höhere Grund-
steuer zur Gegenfinanzierung
lehntdieAfDgleichermaßenab.
„Wir leben in einem Hochsteu-
erland“,unterstreichtBell.Seine
Partei setztaufdieFinanzierung
des Straßenbaus aus allgemei-
nen Haushaltsmitteln und da-
mit auch aufs Sparen, auf „kriti-
sche Überprüfung der kommu-
nalen Ausgaben“. Zudemmüss-
ten Land und Bund besser am
kommunalenStraßenbaubetei-
ligtwerden.

◾ DurchBeiträgesteuern
Die Linke gibt in Person ihrer
Spitzenkandidatin Regina Prey-
singzu:„Esistschwierig,hierge-
recht zu sein.“ Laut Linken sol-
len Anlieger gerade an reinen
Anliegerstraßen – mit 75 Pro-
zent Kostenanteil für die Eigen-
tümer – selbst entscheiden, ob
die Fahrbahn für Schwerlastver-
kehr ausgelegt wird. Die Linke
will große, von wenigen Partei-
en bewohnte Grundstücke stär-
ker belasten als Grundstücke,
auf denen mehr Menschen pro
Quadratmeter leben. Indem sie
den höheren Flächenverbrauch
pro Kopf verteuert, will sie An-
reize setzen, Häuser aufzusto-
cken und auf derselben Fläche
zusätzlichen Wohnraum zu
schaffen. Flächenzersiedelung
würde zurückgedrängt. Über ei-
nehöhereGrundsteuer solle da-
gegen der Ausbau von „Zubrin-
gerstraßen“bezahltwerden,die
der Durchgangs- oder Schwer-
verkehr unbedingt benötigt. An
deren Finanzierung sollten sich
auch Anlieger der umliegenden
Straßen undWohnviertel betei-
ligen, meinen die Linken. Auch
Preysing fordert eine frühzeiti-
gere Information und Einbin-
dung beitragspflichtiger Anlie-
gerbeimStraßenausbau.

MATTHIAS SCHULDT

Ein 4:3 gegen Straßenausbaubeiträge
Das sagen die sieben Wildunger Wahllisten zur aktuellen Wildunger Debatte

Anlieger des Hohlwegs undweitere Interessierte empfingen die Stadtverordneten zur letzten Sitzung derWahlperiode am
Montagabend an der Wandelhalle mit ihrem Protest gegen die Straßenausbaubeiträge. FOTOS: MATTHIAS SCHULDT

Der Straßenausbau Hohlweg hat die Debatte entfacht.

Bad Wildungen – Sprechtag
des Ortsgerichts ist 17 Uhr im
Rathaus; Termine unter 05621/
7809924.
Jägerstammtisch ist um 19
Uhr in der Gaststätte „Aus-
zeit“.
Sprachcafé für Frauen ist am
12. März, von 15 bis 16.30 Uhr
imMehrgenerationenhaus.
Eine Nachtwächterführung
findet am Freitag, 13. März,
um 19.30 Uhr statt. Tickets:
www.bad-wildungen.de/ti-
cket. Kosten: neun (acht) Euro.
St.-Liboriusgemeinde: Das
Pfarrbüro ist von 15 bis 17.30
Uhr geöffnet.
Evangelische Kirchenge-
meinde:Um19 Uhr DGHRein-
hardshausen offenes Singen,
um 19.30 Uhr im Lutherhaus
Kantorei-Probe.
Hundsdorf – Kellerwaldkids:
Am 21. März lautet das Thema
von 8 bis 10.30 Uhr „Ziegenhof
- kleine Ziegen, großesGlück“.
Für Kinder ab sechs Jahren auf
dem Ziegenhof in Hüddingen.
Anmeldungen an kellerwald-
kids@web.de.

BAD WILDUNGEN

Höringhausen – Schützenver-
ein: Zum Ostereierschießen
für jedermann wird am Sams-
tag, 21. März, ab 13 Uhr ins
Schützenhauseingeladen.

Waldeck – Chor „Man(n)
singt“: Die Chorprobe ist heu-
te um 18 Uhr im „Treffpunkt“
inMarienhagen.

WALDECK

Bergheim –Die Gemeindebü-
cherei ist jeden Mittwoch im
DGH von 18 bis 19 Uhr geöff-
net.

Mehlen – SV Edergold: Die
Altherren-Fußballer trainie-
ren jedenMittwoch um19Uhr
aufdemSportplatz.Gäste sind
ausdrücklich erwünscht und
willkommen.
Die Zumba Gruppe trifft sich
jeden Mittwoch um 17.30 Uhr
in der Ederauenhalle. Gäste
sindwillkommen.

EDERTAL

Wellen–Wellen-DasBürgerca-
feteam lädt für heute, 17 Uhr,
wieder zumDämmerschoppen
ins Dorfgemeinschaftshaus
ein. Es gibt einedeftigeBrotzeit
mit Wurstwaren und Brot aus
heimischer Produktion sowie
GetränkenallerArt. red

Dämmerschoppen
mit Vesper

Bad Wildungen – Im Rahmen
der Veranstaltungsreihe „Frei-
tags imWeltladen“ liest dieBad
Wildunger Kinderbuchautorin
Dagmar Grieneisen am Freitag
ausihremBuch„DergrüneDra-
che Rotfuß“. Kinder im Alter
zwischen vier und acht Jahren
sinddazu eingeladenmitGroß-
eltern, Eltern, Onkeln, Tanten.
Die Lesung beginnt um 17 Uhr.
DerEintritt ist frei. red

Drache „Rotfuß“
zu Gast im
Weltladen

BlaulichtBlaulicht
Aktuelle Meldungen aus Waldeck-
Frankenberg auf


